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Heiner Geißler zur Steuerreform: 

Alle zahlen 
Weniger Steuern 

anderen 
Steuerreform hart 

j^'e CDU hat als Volkspartei mit den 
^°alitionspartnern um die Steuerrefo 
ynd lange gerungen. Mit der jetzt gefundenen 
Lösung hat die CDU ihr Wahlversprechen einer 
e,stungsgerechten und sozial ausgewogenen 

sfoßen Steuerreform verwirklicht. 

**as sind die Ergebnisse: 
* Alle zahlen weniger Steuern. 
* Über 500000 Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 

nehmer zahlen überhaupt keine Steuern mehr. 
• Auch die Unternehmen werden entlastet. 

Das stärkt ihre Investitionskraft und schafft 
neue Arbeitsplätze. 

• Jeder Steuerzahler zahlt im Durchschnitt rund 
WO DM weniger Steuern pro Jahr. 

• Die übermäßig hohe Belastung von über 60 Pro- 
^nt der Erwerbstätigen (z. B. der Facharbeiter, 
Handwerker, Angestellten) durch die Steuerprogres- 
*l0n wird durch die Einführung des linear-progressi- 
en Tarifs drastisch um 30,7 Milliarden DM verrin- 

gert. 

• Die Unternehmen werden durch eine Senkung 
es Körperschaftsteuersatzes für nicht entnommene 

y^winne (Kapitalgesellschaften) von 56 Prozent auf 
0 Dozent und durch die Senkung des Spitzen- 

Versatzes bei der Einkommensteuer (Personenge- 
e|lschaften und Einzelunternehmen) von 56 Pro- 
entauf53 Prozent entlastet. 
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4. Die umstrittene Senkung des Spitzen- 
steuersatzes von 56 Prozent auf 53 Pro- 
zent (Entlastungsvolumen 1 Milliarde 
DM) wurde von der CDU akzeptiert, weil 
gleichzeitig der Eingangssteuersatz von 
22 Prozent auf 19 Prozent (Entlastungsvo- 
lumen 7 Milliarden DM) abgesenkt wird. 
Zum Vergleich: Die SPD hat in ihrem 
Steuerprogramm keine Absenkung des 
Eingangssteuersatzes vorgesehen. 

Gleichzeitig wird der Grundfreibetrag für 
Ledige von 4 536 auf 5616 DM und für 
Verheiratete von 9072 DM auf 11 232 
DM erhöht (Entlastungsvolumen 7 Mil- 
liarden DM). 
Zum Vergleich: Die SPD forderte in ih- 
rem Steuerprogramm nur eine Erhöhung 
des Grundfreibetrages für Ledige auf 
5022 und für Verheiratete auf 10044 DM. 

Die Familien werden durch erhöhte Frei- 
beträge für Kinder, für die Ausbildung 
und durch eine steuerliche Anerkennung 
von Pflegeleistungen in einer Größenord- 
nung von 3,2 Milliarden DM entlastet. 
Es besteht Einvernehmen, daß in dieser 
Legislaturperiode die Familien deutlich 
durch eine zusätzliche Erhöhung des Kin- 
dergeldes und die Verlängerung des Er- 

ziehungsgeldes und des Erziehungsur- 
laubs gefördert werden. 
Diese Entscheidungen entlasten vor 
allem die unteren Einkommensbezieher 
in Höhe von 17,2 Milliarden DM, wäh- 
rend die oberen Einkommen durch die 
Senkung des Spitzensteuersatzes nur um 
eine Milliarde DM entlastet werden. 
Durch die Einführung des linear-progres- 
siven Tarifs (siehe 2.) werden insbesonde- 
re die mittleren Einkommensbezieher — 
und das ist die Mehrheit der Steuerzahler 
— entlastet. 
5. Außerdem wird der Mittelstand (vor 
allem Handel, Handwerk, freie Berufe) 
zusätzlich entlastet durch eine Verbesse- 
rung der Sonderabschreibungen für klei- 
ne und mittlere Betriebe (nach § 7 G Ein* 
kommensteuergesetz) und durch eine 
Verbesserung des Vorwegabzugs bei Vor- 
sorgeaufwendungen. 
6. Insgesamt werden die Steuern um 
44,2 Milliarden DM gesenkt. Wenn man 
die Steuersenkungen der Jahre 1986 und 
1988 hinzunimmt, hat die Christlich De- 
mokratische Union inzwischen eine Ge- 
samtsteuerentlastung von weit über 60 
Milliarden DM für alle Steuerzahler be- 
schlossen und durchgesetzt. 

Koalitionsvereinbarung zur Steuerreform 
1. Einführung des linear-progressiven Tarifs (23,7 Mrd.), gleichzeitig Senkung des 
Spitzensteuersatzes auf 53 v. H.; 
Vorziehen der oberen Proportionalzone auf 120/240 TDM (bisher 130/260 TDM); 
Senkung des Eingangssteuersatzes auf 19 v. H., 
Verkürzung der unteren Proportionalzone von bisher 18/36 TDM auf 8,1/16,2 TDM 
Gesamtentlastung: 23,7 Mrd. plus ca. 7 Mrd. = 30,7 Mrd. 
2. Absenkung des Körperschaftsteuersatzes auf 50 v. H. = 2,3 Mrd. 
3. Erhöhung des Grundfreibetrages von 4536 DM bzw. 9072 DM auf 5 616 DM bzW- 
11 232 DM = 7 Mrd. 
4. Anhebung des Kinderfreibetrages um 540 DM auf 3 024 DM = 2,6 Mrd. 
5. Familienbezogene Freibeträge 0,6 Mrd. 
6. Mittelstandskomponente: Verbesserung des § 7g Einkommensteuergesetz 
+ Vorsorgeaufwendungen = ca. 1 Mrd. 
Gesamtentlastung: 44,2 Mrd. (Nettoentlastung 25 Mrd.) 
Inkrafttreten: 1. Januar 1990 
Einzelne Komponenten sollen zum 1. Januar 1988 vorgezogen werden. 
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VERGLEICH   VON   E1NKOMHENSTEUERTARIFEN 

T    8B   und   TL    53/19 
GRENZBELASTUNG 

öas Panikorchester der SPD 
s !st erschreckend, mit welch verzerren- 

. em Eifer die Opposition versucht, den 
ns fünfte Jahr gegangenen Wirtschafts- 
ufschwung nach unten zu reden. Wäh- 
end alle maßgebenden Expertenstimmen 

brl*n" Und Aus,andes der Bundesrepu- 
•k Deutschland ein fortschreitendes 
3chstum bei stabilem Geldwert be- 

reinigen — wobei allein die nachlas- 
se Auslandsnachfrage die Erreichung 
es Wachstumsziels von real 2,5 Prozent 

/^hwert -, gefällt sich die SPD in der 
s Rationierung pessimistischer Progno- 
*n- Eindeutig falsch ist die Behauptung 
/f 9pP°sition» daß die Bekämpfung der 

r°eitslosigkeit kein Thema bei den Be- 
dungen über die Schwerpunkte der Re- 
|,erungspolitik sei. Dazu Friedhelm Ost, 
Precher der Bundesregierung: Das Ge- 

rJWeil ist richtig. Im Mittelpunkt der Ge- 
Präche steht das Instrumentarium einer 
,ensiven Strategie für mehr Wachstum 

und Beschäftigung. Die Steuerstrukturre- 
form mit ihrer hohen Entlastungswirkung 
für Arbeitnehmer, freie Berufe und Un- 
ternehmer spielt dabei eine entscheiden- 
de Rolle. 

Kanzler-Brief 
zur Volkszählung 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat in einer 
Aktion zur Unterstützung der Volkszäh- 
lung am 23. Februar 1987 die Repräsen- 
tanten der wichtigsten politischen und ge- 
sellschaftlichen Gruppierungen ange- 
schrieben und sie gebeten, für die Volks- 
zählung am 25. Mai dieses Jahres zu wer- 
ben und dafür einzutreten. Der Bundes- 
kanzler hat daraufhingewiesen, daß für 
eine sachgerechte und vorausschauende 
Politik die notwendigen Grunddaten über 
Bevölkerung, Wohnungen, Gebäude und 
Arbeitsstätten unentbehrlich sind und im 
Interesse eines jeden einzelnen Bürgers 
liegen. 
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Die Grünen mißachten unsere 
verfassungsmäßige Ordnung 
Zu den erneuten Boykottaufrufen ge- 
gen die Teilnahme an der Volkszäh- 
lung erklärte der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern, Horst Waffenschmidt: 
„Die Aufrufe der Grünen zum Boykott 
der Volkszählung sind ein beispiello- 
ser Fall undemokratischen und rechts- 
widrigen Verhaltens. Die Boykottauf- 
rufe sind Aufforderungen zum Rechts- 
bruch. Sie sind zugleich ein Beweis, 
daß die Grünen nicht bereit sind, ein 
mit überwältigender Mehrheit im Bun- 
destag beschlossenes Gesetz zu respek- 
tieren. Die Grünen mißachten damit 
die Spielregeln der Demokratie und 
der verfassungsmäßigen Ordnung der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Vor diesem Hintergrund ist es verständ- 
lich, daß auch innerhalb der Grünen die 
Boykottdiskussionen entstanden und die 
Partei gespalten ist. Es bleibt abzuwarten, 
ob bei diesen Diskussionen innerhalb der 
Grünen die Demokratie oder die Anar- 
chie siegt. 

Die von den Grünen behaupteten Ge- 
fährdungen des Bürgers durch die Volks- 
zählung sind unwahr und verleumde- 
risch. Wenn sich die Grünen sogar zu der 
Behauptung versteigen, die nach dem 
Volkszählungsgesetz ausgeschlossene 
Übermittlung von Daten an Sicherheits- 
behörden könne jederzeit vom Bundestag 
geändert werden, so ist dies ein eklatanter 
Fall politischer Brunnenvergiftung. 

Das Volkszählungsgesetz 1987 ist nach 
sorgfältigen, sehr gründlichen parlamen- 
tarischen Beratungen zustande gekom- 
men. Die Fraktionen der CDU/CSU, 
FDP und SPD haben ihm einmütig zuge- 

stimmt. Es berücksichtigt in vollem Um- 
fang die Vorgaben des Volkszählungsur- 
teils des Bundesverfassungsgerichts. Bei 
der Vorbereitung und Durchführung der 
Volkszählung werden alle gesetzlichen 
Auflagen streng beachtet. 
Darüber hinaus beweist es auch, daß die 
Grünen das Volkszählungsurteil des Bun- 
desverfassungsgerichts nicht verstanden 
haben oder bewußt nicht verstehen wol- 
len. Denn dieses Urteil stellt eindeutig 
klar, daß es dem Gesetzgeber verwehrt 
ist, die Übermittlung von Daten, die für 
die Statistik erhoben worden sind, für 
Zwecke der Sicherheits- und anderer 
Vollzugsbehörden zu gestatten. 
Ich rufe daher die Bürger auf, in ihrem e1' 
genen Interesse die Volkszählung zu un- 
terstützen und sich nicht durch Appelle, 
die der Rechtsordnung ins Gesicht schla- 
gen, verunsichern zu lassen. 
Für alle demokratischen Kräfte, die pol'' 
tisches Planen und Handeln nicht dem 
Zufall überlassen wollen, gibt es keine A'" 
ternative zur Volkszählung." 

80 Prozent nutzen 
flexible Altersgrenze 
Rund 80 Prozent der Berechtigten ma- 
chen zur Zeit von der flexiblen Alters- 
grenze Gebrauch. Wie der Direktor der 
Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte, Helmut Kaltenbach, auf einem 
Kolloquium in Berlin erklärte, deutet al- 
les daraufhin, daß sich bei einem wach- 
senden Anteil alter Menschen an der Ge- 
samtbevölkerung die finanziellen Bela- 
stungen der Rentenversicherung dadurc"1 

„mindestens verdoppeln werden". 
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Ignaz Kiechle: 

Vorschläge der EG-Kommission 
gleichen einer Kriegserklärung 
^'s eine „Kriegserklärung an die deut- 
sche Bundesregierung" hat Bundes- 
landwirtschaftsminister Ignaz Kiechle 
. s Agrarpreispaket der EG-Kommis- 

s»on für 1987/88 genannt. Im An- 
schluß an die Ministerratssitzung vom 
**: Februar 1987 forderte er die Kom- 
mission auf, ihre Vorschläge zurück- 
ziehen. 

,e scharfen Angriffe des Bundesland- 
lrtschaftsministers richten sich vor al- 

em gegen die geplanten Preissenkungen 
Ur Getreide und den vorgesehenen Ab- 
au des positiven deutschen Währungs- 

aUsgleichs, der deutliche Einkommens- 
erluste für die deutschen Landwirte zur 
.°Ige hätte. Der Minister sieht darin eine 
•nseitige Diskriminierung der Bundesre- 

Publik und erklärte wörtlich: „Wir sind 
m Krach entschlossen, wenn diese Vor- 
"läge nicht vom Tisch genommen wer- 

aen. Das Maß ist voll." 

urch die Benachteiligung der deutschen 
andwirte gegenüber ihren französischen 
nd italienischen Berufskollegen infolge 
er Währungsänderungen in den vergan- 

gen Jahren hätten die Bauern in der 
undesrepublik das letzte Zutrauen in 
Je EG-Agrarpolitik verloren. Unter Zu- 
•'•enahme aller politischen, rechtlichen 
nd finanzpolitischen Mittel werde er der 
^nachteiligung der deutschen Landwirt- 

cnaft ein Ende bereiten. 

^n die EG-Kommission richtete er den 
s °

rwurf, nicht mehr Hüterin der Römi- 
nen Verträge zu sein, da sie ständigen 

reisdruck auf die deutsche Landwirt- 

schaft ausübe und diese damit zugrunde 
richte: „700000 deutsche Bauernfamilien 
stehen nicht zur Disposition der Kommis- 
sion." 
Kritisch äußerte sich Kiechle auch zu 
dem Abstimmungsverhalten der deut- 
schen EG-Kommissare Karl-Heinz Nar- 
jes und Alois Pfeiffer. Ihr Verhalten bei 
der Preisentscheidung sei den deutschen 
Interessen beim Währungsausgleich zu- 
wider gelaufen. 

Bereits eine Woche zuvor hatte Bundes- 
kanzler Kohl in einem Schreiben an 
Kommissionspräsident Jacques Delors 
mitgeteilt, daß er die Kommissionsvor- 
schläge mit Bestürzung zur Kenntnis ge- 
nommen habe und sie wegen der einseiti- 
gen Belastung der deutschen Landwirt- 
schaft als unzumutbar ablehne. 

Besonders enttäuscht äußerte sich der 
Bundeskanzler darüber, daß aufgrund 
der ausführlichen Gespräche zwischen 
der Bundesregierung und der EG-Kom- 
mission über die prekäre Einkommensla- 
ge in der deutschen Landwirtschaft, mit 
den jetzt bekanntgegebenen Vorschlägen 
der Kommission nicht zu rechnen gewe- 
sen sei. Ein Abbau des positiven deut- 
schen Währungsausgleichs führe nämlich 
zu drastischen einseitigen Einkommens- 
minderungen in der deutschen Landwirt- 
schaft. Der Bundeskanzler forderte die 
EG-Kommission auf, ihm darzulegen, in 
welcher Weise Brüssel die einseitige Be- 
nachteiligung der deutschen Bauern ab- 
wenden wolle, um deren erschüttertes 
Vertrauen in die Europäische Gemein- 
schaft zurückzugewinnen. 
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Alfred Dregger: Wir lassen 
die Bauern nicht im Stich 
Die Brüsseler Agrarbeschlüsse haben 
für viel Unmut bei den deutschen 
Landwirten gesorgt. In einem Inter- 
view mit dem Hessischen Rundfunk 
hat Alfred Dregger jetzt Stellung ge- 
nommen und u.a. ausgeführt: 

Die Landwirte befinden sich in der Tat in 
einer Krisenlage. Unsere Aufgabe ist es, 
allen klarzumachen, daß es so ist und 
nicht zu glauben, wenn wir uns besonders 
anstrengen im Agrarbereich, daß wir da 
ungerechtfertigte Vorteile verteilen wür- 
den. Wir haben ja den Haushalt 1987 um 
1,9 Prozent, den Agraretat aber um 14,5 
Prozent erhöht. Wir haben den Landwir- 
ten damit keine Geschenke gemacht, son- 
dern wir haben sie in ihrer schwierigen 
Lage etwas entlastet. Aber das Problem 
ist ungelöst. 

In dem Koalitionspapier für den Agrar- 
bereich haben wir unterschieden zwi- 
schen dem, was innerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaft durchgesetzt werden 
muß und dem, was wir in eigener, natio- 
naler Verantwortung tun können. Da wir 
nun die Bauern aber nicht zu „Staatsan- 
gestellten" machen möchten — selbst 
nicht unter der Überschrift „Umwelt- 
schutz" —, da sie weiterhin freie Bauern 
bleiben sollen, bleibt das wichtigste das 
Preisproblem. Und das Preisproblem ist 
ein Mengenproblem. Und Preis- und 
Mengenproblem werden in der Europäi- 
schen Gemeinschaft entschieden. Da ha- 
ben wir oft einen sehr harten Kampf zu 
führen, weil die Interessenlage so unter- 
schiedlich ist, wie die Agrarsituation ja 
auch unterschiedlich ist in den einzelnen 
Mitgliedsländern. Was die EG-Kommis- 
sion gerade beschlossen hat, sowohl zur 

Festsetzung der Interventionspreise als 
auch zu den Folgen von Währungsverän- 
derungen zwischen Aufwertungsländern 
und Abwertungsländern — das ist so 
inakzeptabel, weil es auf Kosten unserer 
Bauern geht. In einer so ungerechtfertig' 
ten Weise, daß der Bundeskanzler in ei- 
nem Brief an die Kommission in Brüssel 
klargemacht hat, daß wir das nicht mittr3' 
gen werden. Nicht, um einer Berufsgrup' 
pe einen ungerechtfertigten Vorteil zu ge' 
ben. Hier handelt es sich um eine be- 
drängte Berufsgruppe, die wir unterstüt- 
zen müssen, genauso wie wir die BerglelJ' 
te unterstützen mußten, als das Zechen- 
sterben begann. 

Erwartung übertroffen 
Bereits sechs Monate nach Beginn der 
„Arbeitsplatzoffensive Schleswig-Hol- 
stein" sieht Ministerpräsident Uwe Bar- 
schel (CDU) „alle Erwartungen übertrof- 
fen". In Kiel erklärte Barschel mit der 
bundesweit einmaligen Einrichtung sei e 
gelungen, für 3 700 Menschen einen Ar- 
beitsplatz zu schaffen und für weitere 
über 1000 Bürger Qualifizierungsmaß- , 
nahmen einzurichten. Im Laufe von drei 
Jahren sollen insgesamt 12000 neue Ar- 
beitsplätze vor allem für ProblemgrupPen 

auf dem Arbeitsmarkt geschaffen werde 

Dabei gibt das Land insgesamt 170 Mil- 
lionen Mark an Lohnzuschüssen bei 
neuen Teilzeitarbeitsplätzen für junge 
Menschen, für die Beschäftigung von äl- 
teren, schwer vermittelbaren Arbeitneh- 
mern und von Frauen, die nach Jahren 
der Kindererziehung wieder in den Befü 

zurückkehren wollen. 
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30 Jahre Rentenreform: 

Kernstück der Reform war die 
dynamische Rente 
2^ 23. Februar vor 30 Jahren wurden 
aie Rentenreformgesetze verkündet 
Jud traten rückwirkend zum 1. Januar 
vS7 in Kraft: das Arbeiterrentenver- 
•cherungs-Neuregelungsgesetz und 

flas Angestelltenversicherungs-Neure- 
8e'ungsgesetz. Die Reform war von 
Bundeskanzler Konrad Adenauer mit 
Politischer Kühnheit und Weitsicht 
durchgesetzt worden und wurde zu ei- 
neni epochemachenden Meilenstein 
Moderner Sozialpolitik. 

,e die Einführung der Sozialversiche- 
rung in Deutschland vor jetzt 100 Jahren 
°ste die Reform weltweit Bewunderung 
Us- Sie wird seither international als bei- 
Pielhafte Lösung der Aufgabe der sozia- 
en Sicherheit für das Alter und bei Inva- 
'Oität angesehen. Bundeskanzler Ade- 

J^uer umriß die Reform mit folgenden 
Worten: 
'   le neuen Rentengesetze sind ein sozialer 
0rtschritt allerersten Ranges und von der 
fnkbar größten sozialen und wirtschaftli- 
e« Bedeutung. Sie haben ihre Auswir- 

Ungen sowohl in der Gegenwart als auch 
JUt die Zukunft." 
.^s der Erkenntnis, daß zwischen Wirt- 

s
chafts- und Sozialpolitik ein enger Zu- 
rnrnenhang und eine gegenseitige 
echselwirkung bestehen, wurde die 
eritenberechnung auf eine völlig neue 
Endlage gestellt. Es war erkannt wor- 

*en> daß der enge Zusammenhang beider 
deiche sich aus der zentralen Stellung 

zi
es Menschen im Wirtschafts- und So- 
'algefüge ergibt, daß die menschliche 
roeit ein Wirtschaftsfaktor und ein so- 

*la,er Tatbestand ist. 

Die neue Rentenformel wurde aus mo- 
dernem Denken über die Gegebenheiten 
und Erfordernisse unserer Zeit entwik- 
kelt. Es wurde die Beziehung hergestellt 
zwischen Lohn und Rente, zwischen der 
Produktivität der Wirtschaft und den Ein- 
künften der Alten, Kranken und Hinter- 
bliebenen. Die Anpassung der Altersru- 
hegelder, der Invaliditäts- und Hinterblie- 
benenrenten an die Wirtschaftsverhältnis- 
se von heute und morgen war das Ziel der 
Reform. 
Kernstück der Reform von 1957 war und 
ist die dynamische Rente. Das dynami- 
sche Prinzip ist inzwischen auch auf die 
anderen großen Zweige der sozialen Si- 
cherheit übertragen worden, so die ge- 
setzliche Unfallversicherung, die Alterssi- 
cherung der Landwirte und die Kriegsop- 
ferversorgung. 
Wenn Löhne und Gehälter steigen, stei- 
gen auch die Renten; denn die Rentner 
haben während ihrer Berufsarbeit für die 
Erhaltung und Weiterentwicklung der 
Leistungsfähigkeit der Wirtschaft und des 
Lebensstandards aller und gleichzeitig 
für die Finanzierung der Renten gesorgt. 
Dafür werden ihre Renten von den jetzt 
Berufstätigen finanziert, die damit selbst 
einen Anspruch auf Rente für morgen er- 
werben. So ist die Rentenversicherung 
auf einem Generationenvertrag aufgebaut. 

Inzwischen wurden seit der ersten Ren- 
tenanpassung von 1959 28 Anpassungen 
und damit Erhöhungen Wirklichkeit. Aus 
der durchschnittlichen Versichertenrente 
von monatlich 128 DM im Jahre 1956 
wurden bei 40 Versicherungsjahren und 
durchschnittlichem Lohn oder Gehalt im 
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Jahr 1957 durch die Reform 214 DM und 
durch die bisherigen Anpassungen 1 394 
DM und bei 45jähriger Versicherung im 
Durchschnitt 1 568 DM. 

Während im Frühjahr 1956, also vor der 
Reform, die durchschnittliche Versicher- 
tenrente bei etwa 35 Prozent der ver- 
gleichbaren Löhne lag, erreicht das Al- 
tersruhegeld heute bei 40jährigem Durch- 
schnittsverdienst 64 Prozent und 45jähri- 
gem Durchschnittsverdienst 72 Prozent 
der entsprechenden Nettolöhne und -ge- 
hälter. 
Auch die Ende 1986 von Bundesregie- 
rung, Bundestag und Bundesrat beschlos- 
sene Rentenanpassung für 1987 bestätigt, 
daß die dynamische Rente weiter Realität 
ist. Danach steigen die Renten am 1. Juli 
1987 wie die Löhne und Gehälter von 
1986 um 3,8 Prozent brutto. Nach Be- 
rücksichtigung der letzten Stufe der Betei- 
ligung an den Beiträgen für die Kranken- 
versicherung erhöht sich das verfügbare 
Einkommen der Rentner um rund 3 Pro- 
zent. Bei stabilen Preisen erhöht die An- 

passung auch die reale Kaufkraft der 
Rentnereinkommen. 
Die Rentenanpassung 1987 kommt rund l4 

Millionen Renten der gesetzlichen Renten- 
versicherung, fast 1 Million Renten der ge' 
setzlichen Unfallversicherung und 595000 
Altersgeldern und Landabgaberenten der 
Altershilfe für Landwirte zugute. 
Mit der Einführung der Anrechnung der 
Kindererziehungszeiten — finanziert aus 
dem Bundeshaushalt — ist 1986 die dritte 
Dimension des Generationenvertrages 
beschritten worden. 
In der neuen Legislaturperiode geht es 
angesichts der demographischen Ent- 
wicklung — Zunahme der älteren Gene- 
ration bei Abnahme der heranwachsen- 
den Generation und damit der späteren 
berufstätigen Generation — darum, daß 
durch eine Strukturreform die Rentenver- 
sicherung auch in den 90er Jahren und 
danach ihre Aufgaben erfüllen kann und 
funktionsfähig bleibt. Grundsätze hierfür 

sind bereits in den Koalitionsverhandlufl' 
gen vereinbart worden. 

Eine bemerkenswerte Untersuchung 
Heiner Geißler hat vor und nach der Bundestagswahl immer wieder von der „Kir- 
Royal- oder Schickimicki-Gesellschaft" gesprochen, die besonders in den Villenvor- 
orten größerer Städte den Grünen unglaubliche Stimmenzuwächse beschert habe. 
Zu dem gleichen Ergebnis kommt jetzt die „Frankfurter Allgemeine", die das Wäh- 
lerverhalten in Freiburg im Breisgau untersucht und analysiert hat. Dort konnten 
die Grünen in den ländlichen Gebieten über 18 Prozent und in der Stadt selbst 21 
Prozent der Stimmen verbuchen. In einzelnen Stadtteilen, so stellt die FAZfest, ka- 
men die Grünen sogar auf satte 40 Prozent. Kommentar des CDU-Kreisvorsitzen- 
den: „Die Grünen schnitten da am besten ab, wo die teuersten Villen stehen." 
18 bis 30 Prozent grüner Wählerstimmen finden sich vor allem in Wohngegenden, 
in denen fast überwiegend Wissenschaftler, Rechtsanwälte, Ärzte, Apotheker und 
höhere Beamte wohnen, stellt die Zeitung fest. 
Vielleicht ist Freiburg, die alte Universitätsstadt im Südwesten der Bundesrepublik 
Deutschland, nur ein Ausnahmefall. Aufhorchen lassen solche Untersuchungen 
aber schon. Die nächsten Landtagswahlen in Hessen und Rheinland-Pfalz werden 
uns bestimmt mehr Aufschluß geben. 
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Philipp Jenninger: 

Das Ansehen des Parlamentes 
muß verbessert werden 
»Wir kommen nicht an der Tatsache 
v°rbei, daß das Ansehen des Deut- 
schen Bundestages in der Öffentlich- 
st besser sein könnte", betonte der 
Jieugewählte Bundestagspräsident Phi- 
'Pp Jenninger bei der konstituieren- 
^n Sitzung des Deutschen Bundesta- 
gs (18. 2. 1987). Die Stichworte sind 
Ul,s allen bekannt: Präsenz im Ple- 
Jp"», Stil der Debatten — überhaupt 
?,e Art, in der wir miteinander umge- 
ben. Wir können diese Kritik nicht 
Hjnfach vom Tisch wischen, sondern 
"Jossen uns ernsthaft Gedanken ma- 
Cnen, wie wir ihr begegnen können. 

0r allem gilt es, mehr noch als bisher zu 
^deutlichen, daß sich die Arbeit des 
putschen Bundestages nicht nur in den 
enarberatungen erschöpft, sondern daß 

f>ch der Prozeß der politischen Willens- 
•'dung Woche für Woche in zahlreichen 
"tzungen der Parteien, der Arbeitsgrup- 

pe und Arbeitskreise, der Fraktionen, in 
usschüssen, Unterausschüssen und in- 

er»raktionellen Besprechungen vollzieht. 
uch müssen wir um mehr Verständnis 
afür werben, daß der Wettstreit der Mei- 
Ungen und Ideen ein Wesenselement un- 

^rer parlamentarischen Demokratie ist. 
,e geistige Freiheit ist die Lebensluft 
er Demokratie. Eine gesunde Demokra- 
e muß daher auch harte Auseinanderset- 
zen und gelegentlich mit rhetorischem 

j^mperament geführte Debatten ertragen 
°nnen, aber sie müssen auch im Geiste 
er Toleranz und der Fairneß geführt 
erden und dürfen nicht zu einem geisti- 

°en Bürgerkrieg ausarten. Kein Abgeord- 
nete r ist von seinen Wählern beauftragt, 

den politischen Gegner zu diffamieren. 
Jeder Abgeordnete sollte stets daran den- 
ken, daß auch der politische Widersacher 
im Parlament — wie er selbst — vom 
Volk gewählt ist. 
Zu den Aufgaben, vor denen wir stehen, 
gehört auch die Neuregelung des Rechts 
der Untersuchungsausschüsse. Die Arbeit 
der vier Untersuchungsausschüsse der 10. 
Wahlperiode hat einige Unklarheiten 
über die relevanten Rechtsgrundlagen 
deutlich werden lassen. Wir werden nicht 
daran vorbeikommen, sehr bald diese 
Unklarheiten zu beseitigen und eindeuti- 
ge gesetzliche Grundlagen zu schaffen! 
Auch über die zeitliche Einordnung der 
„Aktuellen Stunden" werden wir uns Ge- 
danken machen müssen. Dieses Instru- 
ment ist in besonderer Weise geeignet, 
frühzeitig die Probleme aufzugreifen, die 
unser Volk bewegen. Sein Wert hängt al- 
lerdings auch von der sorgfältigen Aus- 
wahl der Themen und davon ab, daß wir 
von ihm keinen inflationären Gebrauch 
machen. 
Beispiel dafür, daß das Parlament sich 
nicht nur aktueller, sondern auch grund- 
sätzlicher Fragen annimmt, sind die En- 
quete-Kommissionen. Sie widerlegen zu- 
gleich das Vorurteil der Kurzatmigkeit 
unserer politischen Arbeit. Die Arbeiten 
der Enquete-Kommissionen „Chancen 
und Risiken der Gentechnologie" und 
„Technologiefolgenabschätzung" haben 
exemplarisch deutlich gemacht, daß die- 
ses Parlament zum Dialog mit der Wis- 
senschaft fähig und durchaus in der Lage 
ist, Politik und wissenschaftlichen Sach- 
verstand zusammenzuführen. 
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Bei alledem müssen wir wissen, daß Be- 
triebsamkeit allein noch keine Politik ist, 
daß die Zahl der Sitzungen noch nichts 
über die Güte unserer Arbeit aussagt. Ein 
Stück Selbstbesinnung und einige Stun- 
den kreativer, gedanklicher Konzentra- 
tion auf die tieferen Zusammenhänge ei- 
ner politischen Frage können manchmal 
mehr für die konkrete Arbeit bewirken als 
bloße Geschäftigkeit. 

Noch nie — und schon gar nicht so lange 
— hat es auf deutschem Boden eine derart 
freiheitliche, eine derart funktionierende 
und eine derart stabile Demokratie gege- 
ben wie heute. Das demokratische Prinzip, 
das System der repräsentativen und par- 
teienstaatlichen Demokratie hat sich be- 
währt. Daß auch in einer Demokratie und 
in politischen Parteien manche Mängel be- 
stehen, bestreitet niemand. Solche Mängel 
gilt es jedoch in aller Offenheit aufzuzei- 
gen und zu überwinden. Die Fähigkeit hier- 
zu hat unser parlamentarisches System in 
den vergangenen Jahrzehnten vielfach be- 
wiesen. 
Carl Friedrich von Weizsäcker hat einmal 
die parlamentarisch-rechtsstaatliche De- 
mokratie als eine der intelligentesten Kul- 
turerfindungen der Menschheit bezeich- 
net. Das hindert manche nicht daran, sie 
immer wieder in Frage zu stellen. Parla- 
mente, die ihren Namen verdienen, die 
also einen eigenständigen Machtfaktor 
im politischen System darstellen, sind 
aber noch nie etwas anderes gewesen als 
Repräsentanten des Gemeinwesens in al- 
len seinen politischen und sozialen Ge- 
gensätzen. 
Parlamentarismus hat den Pluralismus 
zur Voraussetzung und damit die Mög- 
lichkeit, Kontroversen und Konflikte of- 
fen auszutragen. Unser Grundgesetz hat 
die parlamentarische Demokratie aber 
nicht nur als formales Organisationsprin- 
zip mitgestaltet, sondern als eine wertge- 
bundene Ordnung. Sie beinhaltet ein aus- 

gewogenes Bündel von Rechten und 
Pflichten. Über die Verfassung selbst, 
über ihre Grundwerte, über ihre elemen- 
taren Grundprinzipien muß Grundkon- 
sens bestehen und gewahrt bleiben. Nur 
hieraus ergibt sich das Vertrauen, das den 
Staat und seine Organe trägt. Die Über- 
einstimmung im Grundsätzlichen schließt 
den Konflikt nicht aus. Konflikt ist un- 
vermeidbar und notwendig. Er gehört 
zum Wesen der Politik. Konfliktlösung 
wird aber nicht auf gewaltsamem Wege, 
sondern durch Diskussion sowie durch 
politischen und gesellschaftlichen Kamp' 
gesucht. Der Konflikt muß öffentlich in 
den Formen und innerhalb der Grenzen 
des Rechts stattfinden. 
Dabei gilt auch: Zur verbindlichen Mehr- 
heitsentscheidung in der repräsentativen 
Demokratie gibt es keine akzeptable Alter- 
native. Das Mehrheitsprinzip ist nicht zu- 
letzt eine Folge der allgemeinen, unmit- 
telbaren, freien, gleichen und geheimen 
Wahl, die Minderheiten gerade nicht dis- 
kriminiert, sondern zur Integration bei- 
trägt. 
Die aus Wahlen hervorgegangene Macht 
repräsentiert nicht alle, aber sie handelt 
für alle. Was sie entscheidet, ist deswegen 
nicht notwendigerweise richtig und wahr, 
aber gültig und verbindlich. 

Umgekehrt gilt, daß die jeweilige Mehr- 
heit nicht berechtigt ist, der Minderheit 
die Chance zu nehmen, selbst Mehrheit 
zu werden. Die Duldung und Legitimie- 
rung von Minderheitspositionen in der 
politischen Auseinandersetzung in Form 
parlamentarischer Opposition sind des- 
halb unverwechselbare Kennzeichen frei' 
heitlicher Ordnung. Niemandem wird zu- 
gemutet, sich einem unbegrenzten Verfü- 
gungsrecht zu unterwerfen. An den 
Schutz der elementaren Rechte der Per- 
son, an die Menschen- und Bürgerrechte 
bleibt auch die Mehrheit unter allen Um- 
ständen stets gebunden. 
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Rudolf Seiters: 

Warum wir einen grünen 
Bundestagspräsidenten ablehnen 
^u der Forderung der Grünen auf ei- 
Jen Sitz im Bundestagspräsidium er- 
klärte der Parlamentarische Ge- 
schäftsführer der CDU/CSU-Bundes- 
Jagsfraktion, Rudolf Seiters, u. a.: 
Überall dort wo die Fraktion der Grü- 
nen einen Anspruch auf einen Sitz in 
e,nem Gremium geltend machen kann, 
W'rd sie die Position bekommen, die 
ln*" nach der Geschäftsordnung zu- 
^teht. Das gilt für alle Ausschüsse und 
jas gilt für alle Gremien, in die die 
•^aktionen, ihrer Stärke entsprechend, 
Mitglieder entsenden können. Das gilt 
auch für die Ausschußvorsitze. Wir 
,egen das gleiche Berechnungsverfah- 
Jen zugrunde wie in der vergangenen 
^gislaturperiode. 
ch sage aber ebenso deutlich, daß es kei- 

nen Gesichtspunkt gibt, nach dem die 
^•"ünen einen Anspruch auf das Amt ei- 
nes Vizepräsidenten geltend machen kön- 
"en- Es gibt auch keine parlamentarische 
radition oder Übung, wonach jede im 

Bundestag vertretene Fraktion kraft Ge- 
wohnheitsrechts im Präsidium vertreten 
Wäre. 

ch möchte einmal zitieren — vor vier 
Jahren war dies auch die Auffassung der 
s°zialdemokratischen Partei —, was da- 
mals der parlamentarische Geschäftsfüh- 
jer der SPD-Fraktion am Beginn der 10. 
Legislaturperiode im Deutschen Bundes- 
tag vorgetragen hat, als sich die SPD da- 
mals noch mit uns gemeinsam gegen den 
verrneintlichen Anspruch der Grünen auf 
e,n Vizepräsidentenamt gewehrt hat. Das 
Etliche Zitat lautet: 

„Es ist nicht so, daß diejenigen Fraktionen 
in ihren Möglichkeiten, im Bundestag zu 
arbeiten, beschränkt werden, die im Präsi- 
dium des Bundestages nicht vertreten sind. 
Seit 1953 hat der Bundestag vier stellver- 
tretende Präsidenten. Es hat seitdem viele 
Fraktionen gegeben, die keinen Vizepräsi- 
denten stellten. Wir haben" — so die SPD 
damals — „niemals gehört, daß deswegen 
jemandem seine parlamentarischen Rechte 
beschnitten worden wären". 

Für uns gilt diese Position unverändert 
auch heute. Verändert hat sich die Posi- 
tion der SPD. Unsere Verfassung schreibt 
doch mit gutem Grund vor, daß die Vize- 
präsidenten des Deutschen Bundestages 
gewählt werden und nicht benannt wer- 
den. Und mit ebenso gutem Grund 
schreibt die Geschäftsordnung vor, daß 
jeder Vizepräsident in geheimer Wahl die 
absolute Mehrheit der Stimmen seiner 
Kollegen braucht. Es geht hier also nicht 
um die Entsendung eines Mitgliedes 
durch eine Fraktion in ein Gremium, son- 
dern um das persönliche Vertrauen der 
Mehrheit der Mitglieder dieses Hauses 
zur unparteiischen Amtsführung einzel- 
ner zu wählender Kollegen. 
Für die Mitglieder der CDU/CSU-Frak- 
tion möchte ich eindeutig und nachdrück- 
lich erklären: Eine solche Vertrauens- 
grundlage für einen Kandidaten der Grü- 
nen zur Wahl in das Amt eines Vizepräsi- 
denten im Deutschen Bundestag ist nicht 
vorhanden. Ich will auf viele Dinge aus 
der letzten Legislaturperiode gar nicht 
eingehen, aber folgendes darf ich doch 
noch einmal in die Erinnerung zurückru- 
fen. Ich will daran erinnern, daß hier im 



Seite 12 •  UiD 8/87 PARTEIEN 

Deutschen Bundestag vom Rednerpult 
aus Abgeordnete der Grünen zu Blocka- 
deaktionen, 
d. h. zu strafbaren Nötigungen, aufgeru- 
fen haben. 
Ich will daran erinnern, daß sie Boykott- 
aufrufe gegen ordnungsgemäß und demo- 
kratisch beschlossene Gesetze erlassen 
haben. Gerade jetzt rufen sie wieder zum 
Boykott der Volkszählung auf, die mit de- 
mokratischen Mehrheiten hier im Bun- 
destag beschlossen worden ist und deren 
Verfassungsmäßigkeit vom Bundesverfas- 
sungsgericht ausdrücklich bestätigt wur- 
de, nachdem die Grünen das Bundesver- 
fassungsgericht, wenn auch vergeblich, 
angerufen haben. Was die Grünen ma- 
chen ist rechtswidrig, ist Rechtsbruch. Sie 
zeigen damit, wie wenig ihnen an demo- 
kratischen Spielregeln gelegen ist. 
Wenn hier soviel von Freiheit und von 
demokratischen Selbstverständlichkeiten 
die Rede ist, dann will ich für die Öffent- 
lichkeit noch einmal in Erinnerung zu- 
rückrufen, daß die Grünen zu Beginn die- 
ser Legislaturperiode einen Sprecher ge- 
wählt haben, der die Anwendung von Ge- 
walt zur Durchsetzung seiner politischen 
Ziele nicht ausgeschlossen hat und jetzt 
auf die Frage, wie er nun dazu stehe, ant- 
wortete, diese Frage müsse einmal in ei- 
nem Seminar diskutiert werden. 
Die Gerichte haben den Vorwurf aus- 
drücklich bestätigt, daß sich die Grünen 
von Gewalt nicht distanzieren. Auch des- 
wegen sage ich: Sie können nicht erwar- 
ten, daß wir gegen unsere Überzeugung 
in freier und geheimer Wahl einen Grü- 
nen in das Amt eines Vizepräsidenten 
wählen. 
Ich will hinzufügen — das ist eine Bemer- 
kung an die Adresse der sozialdemokrati- 
schen Partei —: Mit unserem Verständnis 
vom Amt des Präsidenten oder des Vize- 
präsidenten ist es nicht vereinbar, die 
Wahl eines grünen Vizepräsidenten mit 

dem Argument zu begründen, man müsse 
auf diese Weise die Grünen an die politi- 
sche Verantwortung heranführen oder ge- 
wöhnen. Ich kann mich auch nur wun- 
dern. Das Amt des Vizepräsidenten des 
Deutschen Bundestages ist nach unserem 
Verständnis am wenigsten geeignet, als 
sozialpädagogisches Versuchsmodell für 
die Anwendung und Einhaltung der par- 
lamentarischen Regeln. 
Ein einmal gewählter Vizepräsident ist 
nicht mehr abwählbar. Seine Entschei- 
dungen im Plenum sind oft von großer 
Tragweite und grundsätzlich unkorrigier- 
bar. Er darf nicht einmal im Plenum für 
seine Amtsführung kritisiert werden. Die' 
se herausgehobene Stellung macht seine 
hohe Verantwortung für die Einhaltung 
der parlamentarischen Regeln und für ei- 
ne überparteiliche Amtsführung deutlich- 
Genau aus diesem Grund hat unsere Ver- 
fassung die Wahl des Vizepräsidenten 
vorgeschrieben. Genau aus diesem Grun- 
de sieht unsere Geschäftsordnung vor, 
daß das Vertrauen von mehr als der Häl>" 
te der Mitglieder des Deutschen Bundes- 
tages in geheimer Wahl erforderlich ist. 
Die Mitglieder meiner Fraktion sehen 
sich zu dem geforderten Vertrauensvotum 
im Interesse einer verantwortlichen Lei- 
tung unserer Verhandlungen im Parla- 
ment nicht imstande. 

DDR kippt 12 Millionen 
Tonnen Salz in die Werra 
Die DDR hat im vergangenen Jahr nach 
Angaben des Wasserwirtschaftsamtes 
Göttingen rund zwölf Millionen Tonnen 
Salz in die Werra eingeleitet. Das würde 
einer Fracht von rund 15000 Güterzügen 
mit jeweils 40 Waggons entsprechen. W,e 

die Behörde mitteilte, fließen in jeder Se- 
kunde rund 330 Kilogramm Salz an der 
Werra-Einmündung in die Weser. Haup1' 
verursacher seien die Kalibergwerke aui 
DDR-Gebiet. 
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Kanzler gratuliert Aenne 
Brauksiepe zum 75. Geburtstag 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat in 
seiner Eigenschaft als Parteivorsitzen- 
JJcr Frau Aenne Brauksiepe zum 
7p. Geburtstag am 23. Februar 1987 
jj'n Glückwunschschreiben übersandt, 
aas folgenden Wortlaut hat: 

k      e Frau Brauksiepe, zu Ihrem Ge- 
urtstag gratuliere ich Ihnen sehr herzlich. 
le sind eine der herausragenden Politike- 

rinnen, die unser Land und unsere Partei 
'""geprägt haben. In Ihrem Wirken wer- 
^e" auf beispielhafte Weise die positiven 
Editionen unseres so schwierigen Jahr- 

wnderts deutlich. Es ist zum einen die 
e^stverständlichkeit, politische Verant- 

wortung zu übernehmen, und es ist zum an- 
«eren auch der Mut, sich als Frau gesell- 
schaftlich und politisch zu engagieren. Bei- 

e Traditionen haben Sie aus der Weima- 
r*r Zeit und aus den für Sie so schwierigen 

Qhren danach in den Auf- und Ausbau un- 
eres Staates als Abgeordnete, als Ministe- 

rin. als Vorsitzende der CDU-Frauenverei- 
n'gung sowie als Vorstandsmitglied unse- 
er Fraktion und unserer Partei einge- 
racht. Sie haben darüber hinaus nicht zu- 
etzt aufgrund Ihrer eigenen Erfahrungen 

Carstens nennt 
Rheinland-Pfalz Symbol 
d<* Stabilität 
^ls ein Symbol von Stabilität und Konti- 
nuität hat der ehemalige Bundespräsident 
7"ofessor Karl Carstens (CDU) das Bun- 
°esland Rheinland-Pfalz bezeichnet. Das 
?ach dem Krieg „künstlich geschaffene" 
^and habe alle Zweifler widerlegt und sei 
u einer festen Einheit zusammengewach- 
en> sagte Carstens als Festredner bei der 

mit dazu beigetragen, den Weg nach Euro- 
pa zu ebnen. 
Ihre Maxime , Was der Familie schadet, 
schadet der Gesellschaft', haben Sie nicht 
nur persönlich gelebt. Es ist ganz wesent- 
lich Ihrem politischen und gesellschaftli- 
chen Wirken zu verdanken, daß diese 
grundlegende Wertvorstellung in unserer 
Gesellschaft lebendig bleibt und wiederum 
zu einer zentralen Leitidee unserer Politik 
werden konnte. 

Was mich persönlich aber besonders beein- 
druckt hat, sind Ihr Einfühlungsvermögen 
und Ihre ungezwungene Fröhlichkeit, die 
der politischen Auseinandersetzung immer 
eine menschlich-persönliche Note gaben. 
Sie haben keine Gräben aufgerissen, son- 
dern vielmehr Brücken geschlagen. Ich 
nehme Ihren Geburtstag sehr gerne zum 
Anlaß, Ihnen für Ihr vorbildliches Wirken 
für unser Land und für die Sache der Uni- 
on zu danken. Für die Zukunft wünsche ich 
Ihnen alles Gute, vor allem viele weitere er- 
füllte Lebensjahre in Glück und Gesund- 
heit. 
Mit freundlichen Grüßen und allen guten 
Wünschen Ihr Helmut Kohl" 

Feier anläßlich der 40. Wiederkehr des 
Gründungstages der rheinland-pfälzi- 
schen CDU in Bad Kreuznach. Die Tat- 
sache, daß in 40 Jahren nur drei Minister- 
präsidenten — Peter Altmeier, Helmut 
Kohl und Bernhard Vogel — regierten, 
sei in der jüngeren deutschen Geschichte 
ohne Beispiel. Den Führungsanspruch 
der CDU im Bundesland auch im fünften 
Jahrzehnt erneuerte ihr Landesvorsitzen- 
der, Ministerpräsident Bernhard Vogel, 
mit den Worten: „Wir wollen nicht herr- 
schen, sondern dienen und führen." 
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Grüner Ballast auf Krollmanns Buckel 
SPD und Grüne haben auf ihren Parteita- 
gen nun endgültig die Katze aus dem 
Sack gelassen. Wie der hessische CDU- 
Generalsekretär Manfred Kanther in 
Wiesbaden erklärte, sei die einzige Per- 
spektive, die der neue SPD-Landesvorsit- 
zende Krollmann zu bieten habe, ein alter 
Hut — eine Neuauflage des rot-grünen 
Dauer-Theaters. 
Die Wählerinnen und Wähler hätten da- 
her am 5. April eine klare Alternative, 
entweder eine Fortsetzung des ständigen 
Hickhacks von SPD und Grünen oder ei- 
ne von Walter Wallmann geführte Lan- 
desregierung der Zuverlässigkeit, Sach- 
lichkeit und Berechenbarkeit. Kanther 
nannte es einen „beispielhaften Vor- 

gang", wie der ehemalige SPD-Landes- 
vorsitzende Börner beim Genehmigungs- 
verfahren „abgemeiert" worden sei. Die 
letzten noch vorhandenen Reste an 
rechtsstaatlicher Gesinnung seien somit 
eine Beute der SPD und Krollmanns ge- 
worden. Börner habe auf dem Parteitag 
in eklatanter Weise an den früheren Bun- 
deskanzler Schmidt erinnert, der eben- 
falls auf einem SPD-Parteitag erleben 
mußte, daß seine Partei ihn allein im Re- 
gen habe stehenlassen. Während Börner 
von der SPD einen roten Rucksack ge- 
schenkt bekommen habe, der ihn sicher- 
lich drücken werde, habe Krollmann nun 
den grünen Ballast auf dem Buckel, sagte 
Kanther abschließend. 

FDP in Schleswig-Holstein 
für Koalition mit CDU 
Die schleswig-holsteinische FDP wird 
nach der Landtagswahl am 13. September 
die Zusammenarbeit mit der CDU in Par- 
lament und Regierung anstreben. Voraus- 
setzung ist allerdings der Wiedereinzug in 
den Landtag. Diese Aussagen beschloß 
ein Landesparteitag im Ostseebad Damp 
bei einer Gegenstimme und vier Enthal- 
tungen. Die schleswig-holsteinische SPD 
komme für eine Zusammenarbeit nicht in 
Frage, weil sie „orientierungslos" gewor- 
den sei und sich teilweise bereits in Ab- 
hängigkeit von den Grünen befinde. 

Deutsche Weltmeister 
bei der Öl-Verbilligung 
In kaum einem Land der Welt sind die 
Benzinpreise 1986 so tief gestürzt wie in 
der Bundesrepublik. Bei der Verbilligung 
des leichten Heizöls war die Bundesrepu- 
blik sogar Weltmeister. Dies geht aus ei- 
ner Übersicht auf Grundlage der Erhe- 

bungen der Internationalen Energie- 
agentur (Paris) hervor. Danach sanken 
die Benzinpreise dank der rückläufige*1 

Rohölpreise und des Verfalls des Dollar- 
kurses in der Bundesrepublik um 30 Pr°" 
zent. 

Zitat 
Die Grünen treiben alle vierzehn Tage 
eine andere Sau durchs Dorf, und die 
Sozialdemokraten setzen sich drauf. 
Und dies hat dann zur Folge, daß sie 
bei den Wahlen sozusagen abgeworfen 
werden am Dorfrand, das heißt sie 
übernehmen die grünen Inhalte und 
verlassen und vernachlässigen die eige" 
nen sozialdemokratischen Inhalte, wer- 
ten dadurch die grünen Inhalte auf und 
wundern sich hinterher, daß die Wähle' 
rinnen und Wähler, die diese Inhalte 
für wichtig halten, gleich das Original, 
nämlich die Grünen, wählen und nicht 
die Kopie, die SPD. 
(Heiner Geißler in einem Interview 
der Deutschen Welle) 



Wort gehalten: 

Weniger Steuern 
für alle 

Vor der Bundestagswahl haben wir verspro- 
chen: Wir schaffen ein sozial gerechtes und 
leistungsförderndes Steuersystem. 

Jetzt kommt die Große Steuerreform: 

• Jeder Steuerzahler zahlt im Schnitt rd. 
1000 Mark weniger Steuern pro Jahr. 

• Entlastung der unteren Einkommen durch 
Senkung des Eingangssteuersatzes von 
22 auf 19 Prozent (Entlastungsvolumen 
7MrdDM); 
Erhöhung des Grundfreibetrages für 
Ledige von 4536 auf 5616 DM, für Verhei- 
ratete von 9072 auf 11232 DM (Ent- 
lastungsvolumen 7 Mrd DM). 

• Zusätzliche Entlastung der Familien durch 
erhöhte Freibeträge für Kinder und Aus- 
bildung, steuerliche Anerkennung von 
Pflegeleistungen. Darüber hinaus soll das 
Kindergeld erhöht und das Erziehungsgeld 
und der Erziehungsurlaub verlängert 
werden. 

Entlastung aller Erwerbstätigen vor allem 
der Arbeitnehmer durch Einführung des 
linear-progressiven Tarifs (Entlastungs- 
volumen 23,7 Mrd Mark.) 

Steuerentlastung auch für Unternehmen 
durch Senkung des Körperschaftssteuer- 
satzes bzw. des Spitzensteuersatzes bei der 
Einkommensteuer. Das stärkt die Investi- 
tionskraft der Unternehmen und sichert 
Arbeitsplätze. 

Entlastung Tür den Mittelstand durch Ver- 
besserungen der Sonderabschreibungen 
und bei den Vorsorgeaufwendungen. 

Obere Einkommen werden durch Senkung 
des Spitzensteuersatzes nur um 1 Mrd 
Mark entlastet. Untere Einkommen da- 
gegen um 17,2 Mrd Mark. 

Diese Steuerreform bringt Steuerent- 
lastungen in Höhe von 44,2 Mrd Mark. Zu- 
sammen mit den Steuersenkungen von 
1986 und 1988 bringt das für die Steuerzah- 
ler 60 Mrd Mark. 

Diese Große Steuerreform stärkt die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft, fördert Investitionen und sichert Arbeitsplätze. 

CDU 
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Städtebauliche Zukunftsaufgaben 
Am 1. Juli 1987 tritt das neue Baugesetz in 
Kraft. Dieses Gesetz soll dazu beitragen, den 
gewandelten Anforderungen im Bereich des 
Städtebaus Rechnung zu tragen. Das Institut 
für politische Bildung der Konrad-Adenauer- 
Stiftung stellt die Ziele, rechtlichen Grundla- 
gen und Schwerpunkte des Baugesetzes in ei- 
ner Fachtagung für leitende Mitarbeiter kom- 
munaler Verwaltungen und kommunale Man- 
datsträger, die für Fragen des Baurechts und 
für die Städtebaupolitik zuständig sind, vor. 

Termin: 12. bis 14. April 1987 in Schloß Eich- 
holz, Wesseling 

Thema: Das Baugesetzbuch — Rahmenbedin- 
gungen für die Bewältigung der städtebauli- 
chen Zukunftsaufgaben 

Im Rahmen der Fachtagung werden folgende 
Themenschwerpunkte behandelt: 
• Bundeskompetenz kontra kommunale 
Selbstverwaltung? — Zur rechtlichen Stellung 
der Gemeinden in der Bundesrepublik 
Deutschland. 
• Der Gesetzgeber baut ein Haus für die Stadt- 
planung — Das Baugesetzbuch als Rahmen 
kommunalpolitischer Aktivitäten. 
• Bürgerengagement zwischen Umweltinteres- 
sen und städtebaulichen Notwendigkeiten — 

Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung nach 
dem Baugesetzbuch. 
• Umweltschutz oder Bauleitplanung? — Die 
umweltbezogenen Regelungen des Baugesetz- 
buches. 
• Städtebauliche Zukunftsaufgaben — Die 
Vorhaben der Bundesregierung in der 11. Le" 

-gislaturperiode des Deutschen Bundestages- 
• Das Baugesetzbuch — Mögliche Probleme 
bei der politischen Umsetzung auf kommuna- 
ler Ebene. 
Der Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau, Oskar Schneider, und 
weitere Fachleute aus Politik, Verwaltung un 

Wissenschaft stehen als Referenten und Ge- 
sprächspartner zur Verfügung. 
Teilnahmebedingungen: Unterkunft und Ver- 
pflegung sind frei; Tagungsbeitrag 60,— ® /., 
Fahrtkostenerstattung in Höhe einer Rückfa»1 

karte 2. Klasse der Deutschen Bundesbahn 
(Eigenbeteiligung: 20,— DM). 
Anmeldungen nimmt entgegen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Institut für Politische Bildung 
Schloß Eichholz, Postfach 1331 
5047 Wesseling 
Telefon (02236) 707-215 oder 239 
Telex 889727 kasd 
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